
  

 
Interpellation Nr. 14 (März 2007)  

betreffend falsche Grundlagen beim Erlenmatt-Entscheid - Konsequenzen ? 
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In den Jahren 2004/2005 war das Projekt „neues Quartier Erlenmatt" ein zentrales Thema. Eine der letzten, 
schlecht bis gar nicht genutzten Areale auf dem Gebiet der Stadt Basel, soll erschlossen werden. Ein neues 
Quartier soll entstehen. 

So weit so gut. Wer wollte sich dem schon widersetzen. 

Aber es gab auch Bedenken - nicht zuletzt aus freisinnigen Kreisen. Vor allem wurde kritisch hinterfragt, was auf 
dem Areal realisiert werden soll. Es wurde aber auch das finanzielle Arrangement zwischen dem Kanton und den 
Investoren in Frage gestellt. Der Kanton käme zu schlecht weg und die Investitionssumme, die der Kanton 
aufbringen müsse, würde unterschätzt. Auch wurde die Aussage der Verwaltung, dass die Investitionen durch die 
Mehrwertabgabe kompensiert würden, bezweifelt. Zu Recht wie sich heute zeigt. Die Bedenken wurden damals 
von der Verwaltung weggewischt. Trotz diesen Bedenken habe ich mich zu einem Ja durchgerungen. 

Mein Entscheid beruhte aber auf falschen Grundlagen. Der Entscheid des Grossen Rates beruhte auf falschen 
Grundlagen. 

Der Entscheid des Volkes beruhte auf falschen Grundlagen. 

Denn nun wurden die Bedenken z.T. bestätigt. Das ist verheerend für das Vertrauen in die Behörden. 

Es kommen Zahlen an den Tag, die erschrecken. Es müssen, wie befürchtet worden ist, viel mehr Mittel investiert 
werden. Nach dem Studium des jetzt neu vorliegenden Ratschlages stellt sich für mich die Frage, warum man 
jetzt noch den neuen Zahlen vertrauen soll? Und dies gilt nicht nur für den jetzt vorliegenden Ratschlag sondern 
für alle kommenden. 

Solche Vorgänge führen zu einem immer stärkeren Vertrauensverlust der Öffentlichkeit gegenüber der 
Verwaltung aber auch gegenüber der Politik. Vor allem dann, wenn solche Vorgänge ohne Konsequenzen 
bleiben. 

Es geht mir aber nicht darum den Schuldigen als Person zu suchen und zur Verantwortung zu ziehen. Wer 
politisch die Verantwortung in so einem Fall trägt, ist klar: der zuständige Regierungsrat bzw. in diesem Fall die 
zuständige Regierungsrätin. Viel mehr müssen m.E. die strukturellen Fehlerquellen gesucht und neue Wege 
beschritten werden, um solche Vorgänge möglichst auszuschliessen. Sonst wird das allgemeine Misstrauen zum 
Schaden Aller weiter ansteigen. 

Ich bitte deshalb den Regierungsrat um die Beantwortung folgender Fragen: 

1. Ob der Regierungsrat, ab einer gewissen Grösse der finanziellen Konsequenzen (also z.B. der 
Investitionssumme) eines Grossratsbeschlusses, neben dem geplanten Szenario, das beschlossen wird, 
auch ein realistisch-optimistisches wie auch ein realistisch-pessimistisches Szenario als 
Informationsgrundlage im Bericht präsentieren kann? 

2. Was für andere Möglichkeiten gibt es, um Planungsunsicherheiten für den Grossen Rat, aber auch der 
Öffentlichkeit, transparenter zu machen, so dass dieser besser abschätzen kann, was die Konsequenzen 
seiner Beschlüsse wirklich sind? 

3. Wie kann der Vertrauensverlust in der Öffentlichkeit kompensiert werden? 

4. Was sind die politischen und organisatorischen Konsequenzen um solche groben Fehlleistungen in 
Zukunft möglichst zu verhindern? 

5. Wurden auf dem Areal der Erlenmatt keine Vorabklärungen bez. Altlastensanierung getroffen? Und wenn 
nein, warum nicht, da das doch üblich ist? 
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